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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Verschiebung für 
das Jahr 1970 des Zeitpunkts, zu dem die Kommission über 
Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus dem EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung, entscheiden muß 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Beteiligung des 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung, für das Jahr 1972. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 5. August 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelte Begründung beigefügt. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Verschiebung für das Jahr 1970 des Zeitpunkts, zu dem die 
Kommission über Anträge auf Gewährung von Zuschüssen aus 
dem EAGFL, Abteilung Ausrichtung, entscheiden muß 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Abs. 1 Unterabsatz 1 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 
über die Bedingungen für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft“), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2591/70^), müssen die Anträge 
auf Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds, 
Abteilung Ausrichtung, der Kommission alljährlich 
bis zum 1. Oktober vorgelegt werden; die Kommis- 
sion muß bis zum 31. Dezember des folgenden Jah- 
res eine Entscheidung in der Sache selbst treffen. 

In Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1534/69 
des Rates vom 29. Juli 1969 über die Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, für das 
Jahr 1970 "*) ist die Frist für die Einreichung der An- 
träge für das Jahr 1970 für die Hälfte der Vorhaben 
bis zum 31. Dezember 1969 und für die übrigen Vor- 
haben bis zum 31. März 1970 verlängert worden. In 
Anbetracht dieser Fristverlängerung und des Rück- 
standes bei den Entscheidungen für das Jahr 1969 ist 
in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 618/71 des 
Rates vom 22. März 1971 ■'^) und der Zeitpunkt, zu 
dem die Kommission über die Anträge auf Gewäh- 
rung von Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung 
Ausrichtung, für 1971 entscheiden muß, auf den 
31. Oktober 1971 verschoben worden. 


Da sich herausgestellt hat, daß die Entscheidungen 
bei der erforderlichen und angemessenen Prüfung 
der Unterlagen nicht bis zu diesem Zeitpunkt ge- 
troffen werden können, ist es notwendig, den Zeit- 
punkt, bis zu dem die Kommission eine Entschei- 
dung in der Sache selbst treffen muß, zu ver- 
schieben — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Zeitpunkt, zu dem die Kommission nach Ar- 
tikel 20 Abs. 1 Unterabsatz 1 der Verordnung Nr. 
17/64/EWG in Verbindung mit Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 618/71 über die ihr innerhalb der 
Fristen des Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1534/69 vorgelegten Anträge auf Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Fonds, Abteilung Ausrichtung, 
für 1970 entscheiden muß, wird auf den 31. Dezem- 
ber 1971 verschoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 280 
vom 26. Dezember 1970, S. 63 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 189 
vom 2. August 1969, S. 1 

•g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 26. März 1971, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Prüfung der Vorhaben für das Jahr 1970 ' 
konnte wegen des Rückstandes bei der Bearbei- 
tung der Vorhaben für das Jahr 1969 erst Ende 
Oktober 1970 beginnen. Aus diesem Grunde 
konnte der in Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG genannte Zeit- 
punkt bis zu dem die Kommission eine Entschei- 
dung in der Saciie selbst treffen muß, der für die 
für das Jahr 1970 eingereichten Vorhaben auf 
den 31. Dezember 1970 gefallen wäre, nicht ein- | 
gehalten werden. 

2. Die Kommission hatte daher mit Schreiben vom 

24. November 1970 (Dok. R/2441/70) dem Rat 
einen VorscJilag zugeleitet, mit welchem vorge- i 
sehen war, den genannten Zeitpunkt auf den 
31. Dezember 1971 zu verschieben. Diese Frist j 
hielt die Kommission für unbedingt erforderlich, j 4. 
weil i 

— die Bearbeitung der Vorhaben bereits soweit ; 
rationalisiert ist, daß eine weitere Beschleuni- | 
gung der Bearbeitung nur auf Kosten einer ^ 
notwendigen sorgfältigen Untersuchung der i 
vorgelegten Anträge und der Ausarbeitung 
der Entscheidung der Kommission über die 
Zuschüsse hätte erzielt werden können, 

— der Arbeitsanfall der Abteilung Ausrichtung 
ständig ansteigt, 

— trotz des verstärkten Arbeitsanfalls eine Ver- 
stärkung des Personals dieser Abteilung nicht 
möglich war. 

3. Da indessen das Europäische Parlament und der | 
Rat darauf drängten, die für das Jahr 1970 ein- I 


gereichten Anträge so rasch wie möglich abzu- 
wickeln und vor allem weil die Kommission die 
Hoffnung hegte, daß ihr im Laufe des Jahres 1971 
ausreichend Personal zur Verfügung gestellt 
werden würde, wodurch sie in die Lage versetzt 
worden wäre, den Personalbestand der Abtei- 
lung Ausrichtung des EAGFL zu verstärken, hielt 
es die Kommission für möglich, ihren ursprüng- 
lichen Vorschlag abzuändern und als Zeitpunkt, 
bis zu dem eine Entscheidung der Kommission 
nach Artikel 20 Absatz 1 erster Unterabsatz ge- 
troffen werden soll, den 31. Oktober 1971 vorzu- 
schlagen. Diesem Vorschlag der Kommission ist 
der Rat gefolgt; durch die Verordnung Nr. 618/71 
des Rates vom 22. März 1971 wurde der genannte 
Zeitpunkt auf den 31, Oktober 1971 festgesetzt. 

ln der Zwischenzeit hat der Rat keine Maßnah- 
men ergriffen, die es der Kommission ermöglicht 
hätten, das Personal des EAGFL und insbeson- 
dere der Abteilung Ausrichtung aufzustocken. 
Diese Dienststelle ist daher nicht in der Lage, die 
ihr übertragenen Aufgaben und insbesondere die 
Bearbeitung der für das Jahr 1970 eingereichten 
Vorhaben so zu beschleunigen, daß die Kommis- 
sion in die Lage versetzt worden wäre, eine Ent- 
scheidung in der Sache selbst nach Artikel 20 Ab- 
satz 1 erster Unterabsatz über alle für 1970 ein- 
gereichten Vorhaben zu treffen. Es ist aus diesem 
Grunde erforderlich, auf den ursprünglichen Vor- 
schlag der Kommission zurückzukommen und den 
genannten Zeitpunkt auf den 31. Dezember 1971 
zu verschieben. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Beteiligung des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 

für das Jahr 1972 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 20 Abs. 1 Unterabsatz 1 der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG des Rates vom 5. Februar 1964 
über die Bedingungen für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft"), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2591/70'^), müssen die Anträge auf 
Gewährung von Zuschüssen aus dem Fonds, Abtei- 
lung Ausrichtung, der Kommission alljährlich bis 
zum 1. Oktober vorgelegt werden; die Kommission 
muß bis zum 31. Dezember des folgenden Jahres 
eine Entscheidung in der Sache selbst treffen. 

Um die Vorarbeiten der Mitgliedstaaten für die 
Einreichung der Anträge zu erleichtern und um im 
Interesse der Antragsteller die Zeitspanne zwischen 
Antragstellung und Entscheidung der Kommission 
zu verkürzen, erscheint es notwendig, die Frist für 
die Einreichung der Anträge für das Jahr 1972 bis 
zum 31. März 1972 zu verlängern. 

Es ist angezeigt, die höchstmögliche Beteiligung 
des Fonds für Vorhaben der Produktionsstruktur für 
das Jahr 1972 auf 45 v. H. zu erhöhen; jedoch soll 
angesichts der gegenwärtigen Schwierigkeiten auf 
den Märkten für einige landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse nur für bestimmte Vorhaben ein Zuschuß ge- 
währt werden, der höher als 25 v. H. der Investi- 
tionen ist. 

Es erscheint zweckmäßig für das Jahr 1972 wie 
bereits für das Jahr 1971 eine unterschiedliche finan- 
zielle Beteiligung der Begünstigten von Produktions- 
und Vermarktungsstrukturvorhaben vorzusehen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 1 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG festgesetzte Frist für 


die Einreichung der Anträge auf Gewährung von 
Zuschüssen aus dem Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, wird bei den Anträgen für das Jahr 
1972 bis zum 31. März 1972 verlängert. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 18 Absatz 1 erster Gedan- 
kenstrich der Verordnung Nr. 17/64/EWG kann der 
Zuschuß des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrich- 
tung, für bestimmte für das Jahr 1972 eingereichte 
Vorhaben, die den Bedingungen von Artikel 11 Ab- 
satz 1 Buchstabe a und b der genannten Verordnung 
entsprechen, bis zu 45 v. H. der Investitionen betra- 
gen, unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 18 
Absatz 1 dritter Gedankenstrich. 

Artikel 3 

Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 dritter Gedanken- 
strich der Verordnung Nr. 17/64/EWG wird wie folgt 
gefaßt: 

„ — muß die finanzielle Beteiligung desjenigen, dem 
die Verbesserung zugute kommt, bei den für 
1971 und 1972 eingereichten Vorhaben jedoch 
mindestens 

— 20 V. H. bei Vorhaben betreffend die Produk- 
tionsstruktur, 

— 38 V. H. bei Vorhaben betreffend die Ver- 
marktungsstruktur 

betragen." 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in all ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 280 
vom 26. Dezember 1970, S. 63 


Geschehen zu Brüssel, am 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Infolge des Rückstandes bei der Bearbeitung der 
Vorhaben für das Jahr 1970 kann erst Ende De- 
zember 1971 mit der Prüfung der Vorhaben für 
das Jahr 1971 begonnen werden. Dadurch wird 
auch der Bearbeitungsbeginn der Vorhaben für 
das Jahr 1972 entsprechend hinausgezögert wer- 
den. 

Es ist daher im Interesse der Verkürzung der 
zwischen Antragstellung und Entscheidung ver- 
streichenden Zeitspanne erforderlich, die Einrei- 
chungsfrist für die Vorhaben für das Jahr 1972 
bis zum 31. März 1972 hinauszuschieben. Diese 
Fristverlängerung bietet gleichzeitig den Mit- 


gliedstaaten Gelegenheit zu intensiven Vorberei- 
tungsarbeiten. 

2. Da die Gründe, die den Rat veranlaßt haben, in 
der Verordnung (EWG) Nr. 2591/70 die Höchst- 
beteiligung des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 
für bestimmte Vorhaben der Produktionsstruktur 
für das Jahr 1971 auf 45 v. H. zu erhöhen und 
eine unterschiedliche Mindestbeteiligung der Be- 
günstigten für Produktions- und Vermarktungs- 
strukturvorhaben vorzusehen, unverändert fort- 
bestehen, ist es notwendig, diese Regelungen 
auch für die Vorhaben für das Jahr 1972 beizu- 
behalten. 
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